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BERICHT DER KOMMISSION AN DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DEN
RAT

Uber die Ausuibung der Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte, die der Kommission

gemal’ der Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates

vom 13. Méarz 2013 Uber Sondermaflinahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten
der Regionen in duRerster Randlage der Union und zur Aufhebung der Verordnung

(EG) Nr. 247/2006 des Rates und gemald der Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des

Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Marz 2013 tiber Sondermal3hahmen
im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der kleineren Inseln des Agaischen Meeres
und zur Aufhebung des Verordnung (EG) Nr. 1405/2006 des Rates Ubertragen wurde
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1. VERORDNUNG (EU) NR. 228/2013 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM
13. MARz 2013 UBER SONDERMARBNAHMEN IM BEREICH DER LANDWIRTSCHAFT
ZUGUNSTEN DER REGIONEN IN AURERSTER RANDLAGE DER UNION UND ZUR AUFHEBUNG
DER VERORDNUNG (EG) NR. 247/2006 DES RATES

1.1. Einleitung

Mit der Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates® wurden
SondermalRnahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der Regionen in &ul3erster Randlage
der Union erlassen.

Mit Artikel 12 Absatz 2 wurde der Kommission die Befugnis tbertragen, delegierte Rechtsakte
zu erlassen, in denen die Bedingungen fir die Aufnahme von Marktteilnehmern in ein Register
festgelegt werden, das von den zustdndigen Behorden gefiihrt wird, und bestimmt wird, dass die
Marktteilnehmer ihre Rechte auf Teilnahme an der besonderen Versorgungsregelung
vollumfanglich ausiben.

! Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Mérz 2013 {ber
SondermalRnahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der Regionen in &uferster Randlage der Union
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 247/2006 des Rates (ABI. L 78 vom 20.3.2013, S. 23).
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Mit Artikel 19 Absatz 4 wurde der Kommission die Befugnis tbertragen, delegierte Rechtsakte in
Bezug auf die Bedingungen fur die Festsetzung der Hohe der Beihilfen fur die Vermarktung der
Erzeugnisse aufllerhalb ihrer Erzeugungsregion und gegebenenfalls die Bedingungen fiir die
Festsetzung der Mengen von Erzeugnissen, flr die diese Beihilfe gewéhrt werden kann, zu
erlassen.

Mit Artikel 21 Absatz 3 wurde der Kommission die Befugnis tbertragen, delegierte Rechtsakte in
Bezug auf die Bedingungen fir die Austibung des Rechts auf Verwendung des spezifischen
Logos der Regionen in &ulerster Randlage sowie die Bedingungen fir seine Reproduktion und
Verwendung zu erlassen, um den Bekanntheitsgrad landwirtschaftlicher Qualitatserzeugnisse der
Regionen in auferster Randlage zu verbessern und deren Verbrauch zu férdern, unabhéangig
davon, ob diese Erzeugnisse unverarbeitet oder verarbeitet sind.

Mit Artikel 26 Absatz 4 wurde der Kommission die Befugnis Ubertragen, unter bestimmten
Voraussetzungen delegierte Rechtsakte zu erlassen, um in den franzésischen Uberseeischen
Departements Martinique, Guadeloupe und Franzésisch-Guayana die Herstellung von
rekonstituierter UHT-Milch aus Milchpulver mit Ursprung in der Union zuzulassen.

Mit Artikel 27 Absatz 2 wurde der Kommission die Befugnis Ubertragen, delegierte Rechtsakte
zu erlassen, die die Bedingungen der Einfuhrzollbefreiung fir Rinder festlegen, die zur Mast und
zum Verbrauch in den franzdsischen Uberseeischen Departements und auf Madeira bestimmt
sind.

Mit Artikel 30 Absatz 4 wurde der Kommission die Befugnis tbertragen, delegierte Rechtsakte in
Bezug auf die Bedingungen fur die Festsetzung des Jahreshdchstbetrags, der fir Manahmen zur
Finanzierung von Studien, Demonstrationsvorhaben, Ausbildungsmanahmen und technischer
Hilfe zugeteilt werden kann, zu erlassen.

1.2. Rechtsgrundlage

Dieser Bericht ist gemaR Artikel 33 Absatz 2 vorzulegen. Nach dieser Vorschrift wurde der
Kommission die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemé&l Artikel 12 Absatz 2,
Artikel 19 Absatz 4, Artikel 21 Absatz 3, Artikel 26 Absatz 4, Artikel 27 Absatz 2 und Artikel 30
Absatz 4 fur einen Zeitraum von flnf Jahren ab dem 21. Mé&rz 2013 Ubertragen. Die Kommission
erstellt spéatestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von funf Jahren einen Bericht tber die
Befugnistibertragung. Die Befugnisiibertragung verlangert sich stillschweigend um Zeitraume
gleicher Léange, es sei denn, das Europdische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen
Verlangerung spatestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

1.3. Ausubung der Befugnistibertragung

Die Kommission hat einen delegierten Rechtsakt gemall Artikel 12 Absatz 2, Artikel 19
Absatz 4, Artikel 21 Absatz 3, Artikel 27 Absatz 2 und Artikel 30 Absatz 4 erlassen: die
Delegierte Verordnung (EU) Nr.179/2014 der Kommission?. Mit diesem delegierten

Delegierte Verordnung (EU) Nr.179/2014 der Kommission vom 6. November 2013 zur Ergdnzung der
Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des Registers der
Marktteilnehmer, des Beihilfebetrags fir die VVermarktung der Erzeugnisse aullerhalb der Region, des Logos,
der Einfuhrzollbefreiung flr bestimmte Rinder und der Finanzierung bestimmter MafRnahmen in Bezug auf
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Rechtsakt wurden die Vorschriften hinsichtlich des Registers der Marktteilnehmer, des
Beihilfebetrags fur die Vermarktung der Erzeugnisse auflerhalb der Erzeugungsregion, der
Vermarktungsbeihilfe fur Tomaten/Paradeiser und Reis, der Verwendung des Logos, der
Bedingungen fur die Wiedergabe und Verwendung des Logos, der Voraussetzungen fir die
Einfuhrzollbefreiung fir mannliche Jungrinder sowie des Hochstbetrags zur Finanzierung von
Studien, Demonstrationsvorhaben, AusbildungsmaRnahmen und technischen
UnterstutzungsmaRnahmen festgelegt.

Im Einklang mit der Verstandigung tber delegierte Rechtsakte® wurden die Sachverstandigen der
Mitgliedstaaten in der Sachverstandigengruppe fur Direktzahlungen, Untergruppe POSEI und
kleinere Inseln des Agaischen Meeres, konsultiert. Die Kommission erlieR die Delegierte
Verordnung (EU) Nr. 179/2014 am 6. November 2013. Die Verordnung wurde dem
Européischen Parlament und dem Rat bermittelt. Weder das Europdische Parlament noch der
Rat erhoben Einwénde gegen die Delegierte Verordnung. Nach Ablauf der Zweimonatsfrist
wurde die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 179/2014 der Kommission im Amtsblatt der
Europaischen Union L 63 vom 4. Marz 2014 veroffentlicht und sie trat am 7. Mérz 2014 in Kraft.

Von der Befugnis gemald Artikel 26 Absatz 4 wurde kein Gebrauch gemacht, weil Frankreich
nicht nachgewiesen hat, dass es zweckmaRig ist, die Herstellung von rekonstituierter UHT-Milch
aus Milchpulver mit Ursprung in der Union fur die franzésischen (berseeischen Departements
Martinique, Guadeloupe und Franzdsisch-Guayana zuzulassen.

Die Kommission beabsichtigt nicht, in absehbarer Zukunft von dieser Befugnis Gebrauch zu
machen, kann aber nicht ausschlieRen, dass es sich als erforderlich erweisen wird, dies zu tun.

1.4. Schlussfolgerungen

Die Kommission hat die ihr (bertragenen Befugnisse korrekt ausgelibt. Es ist nicht
auszuschliel3en, dass es sich in Zukunft als erforderlich erweisen wird, von diesen Befugnissen
Gebrauch zu machen.

spezifische MaRnahmen fiir die Landwirtschaft in den Regionen in dulerster Randlage der Europdischen Union
(ABI. L 63 vom 4.3.2014, S. 3).

®  Verstandigung iiber delegierte Rechtsakte von 2011 (unveréffentlicht).
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2. VERORDNUNG (EU) NR. 229/2013 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES VOM
13. MARz 2013 UBER SONDERMARBNAHMEN IM BEREICH DER LANDWIRTSCHAFT
ZUGUNSTEN DER KLEINEREN INSELN DES AGAISCHEN MEERES UND ZUR AUFHEBUNG DER
VERORDNUNG (EG) NR. 1405/2006 DES RATES

2.1. Einleitung

Mit der Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des Europaischen Parlaments und des Rate_s_4 wurden
SondermalRnahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der kleineren Inseln des Agéischen
Meeres erlassen.

Mit Artikel 11 Absatz 2 wurde der Kommission die Befugnis Ubertragen, delegierte Rechtsakte
zu erlassen, in denen die Bedingungen fiir die Aufnahme von Marktteilnehmern in ein Register
festgelegt werden, das von den zustandigen Behorden gefuhrt wird, und bestimmt wird, dass die
Marktteilnehmer ihre Rechte auf Teilnahme an der besonderen Versorgungsregelung
vollumfanglich ausiiben.

Mit Artikel 15 Absatz 4 wurde die Kommission verpflichtet, delegierte Rechtsakte in Bezug auf
die Bedingungen flr die Festsetzung der Hohe der Beihilfen flir die Unterstitzung der
Vermarktung und der Beforderung von Roh- und Verarbeitungserzeugnissen aullerhalb ihrer
Erzeugungsregion und gegebenenfalls in Bezug auf die Bedingungen fur die Festsetzung der
Mengen von Erzeugnissen, fir die diese Beihilfe gewahrt werden kann, zu erlassen.

Mit Artikel 18 Absatz 4 wurde die Kommission verpflichtet, delegierte Rechtsakte in Bezug auf
die Bedingungen fur die Festsetzung des Jahreshdchstbetrags, der fir MaRnahmen zur
Finanzierung von Studien, Demonstrationsvorhaben, Ausbildungsmafnahmen und technischer
Hilfe zugeteilt werden kann, zu erlassen, sofern diese Zuteilung angemessen und verhéltnismafig
ist.

2.2. Rechtsgrundlage

Dieser Bericht ist gemaR Artikel 21 Absatz 2 vorzulegen. Nach dieser Vorschrift wurde der
Kommission die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemé&lR Artikel 11 Absatz 2,
Artikel 15 Absatz 4 und Artikel 18 Absatz 4 fiir einen Zeitraum von fnf Jahren ab dem 21. Mérz
2013 tbertragen. Die Kommission erstellt spatestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von
fiinf Jahren einen Bericht tber die Befugnisiibertragung. Die Befugnistibertragung verlangert sich
stillschweigend um Zeitrdume gleicher Lange, es sei denn, das Europdische Parlament oder der
Rat widersprechen einer solchen Verlangerung spatestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen
Zeitraums.

2.3.  AuslUbung der Befugnistbertragung

Die Kommission hat einen delegierten Rechtsakt gemal Artikel 11 Absatz 2, Artikel 15 Absatz 4
und Artikel 18 Absatz 4 erlassen: die Delegierte Verordnung (EU) Nr.178/2014 der

4 Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Mérz 2013 {ber

Sondermanahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der kleineren Inseln des Agiischen Meeres und
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1405/2006 des Rates (ABI. L 78 vom 20.3.2013, S. 41).
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Kommission®. Mit diesem delegierten Rechtsakt werden die Vorschriften hinsichtlich des
Registers der Marktteilnehmer, des Betrags der Beihilfe fir die Vermarktung auBerhalb der
Erzeugungsregion  sowie  des  Hochstbetrags zur  Finanzierung von  Studien,
Demonstrationsvorhaben, AusbildungsmalRnahmen und technischen UnterstiitzungsmaRnahmen
festgelegt.

Im Einklang mit der Verstandigung tiber delegierte Rechtsakte® wurden die Mitgliedstaaten in der
Sachverstandigengruppe fur Direktzahlungen, Untergruppe POSEI und Kleinere Inseln des
Agaischen Meeres, konsultiert. Die Kommission erlieB die Delegierte Verordnung (EU)
Nr. 178/2014 am 6. November 2013. Die Verordnung wurde dem Europdischen Parlament und
dem Rat Ubermittelt, um diesen Institutionen die Mdglichkeit einzurdumen, binnen zwei Monaten
ab dem Datum der Notifizierung des Rechtsaktes Einwénde zu erheben. Weder das Europaische
Parlament noch der Rat erhoben Einwande gegen die Delegierte Verordnung. Nach Ablauf der
Zweimonatsfrist wurde die Delegierte Verordnung (EU) Nr.178/2014 der Kommission im
Amtsblatt der Européaischen Union L 63 vom 4. Marz 2014 veroffentlicht und sie trat am 7. Marz
2014 in Kraft.

Die Kommission beabsichtigt nicht, in absehbarer Zukunft von dieser Befugnis Gebrauch zu
machen, kann aber nicht ausschlieRen, dass es sich als erforderlich erweisen wird, dies zu tun.

2.4. Schlussfolgerungen

Die Kommission hat die ihr (bertragenen Befugnisse korrekt ausgelibt. Es ist nicht
auszuschliel3en, dass es sich in Zukunft als erforderlich erweisen wird, von diesen Befugnissen
Gebrauch zu machen.

Die Kommission ersucht das Européische Parlament und den Rat, diesen Bericht zur Kenntnis zu
nehmen.

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 178/2014 der Kommission vom 6. November 2013 zur Ergénzung der
Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des Europadischen Parlaments und des Rates Uber Sondermafnahmen im
Bereich der Landwirtschaft zugunsten der kleineren Inseln des Agdischen Meeres (ABI. L 63 vom 4.3.2014,
S. 1).

®  Siehe FuRnote 3.



	1. Verordnung (EU) Nr. 228/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2013 über Sondermaßnahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der Regionen in äußerster Randlage der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 247/2006 de...
	1.1. Einleitung
	1.2. Rechtsgrundlage
	1.3. Ausübung der Befugnisübertragung
	1.4. Schlussfolgerungen

	2. Verordnung (EU) Nr. 229/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. März 2013 über Sondermaßnahmen im Bereich der Landwirtschaft zugunsten der kleineren Inseln des Ägäischen Meeres und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1405/2006 des ...
	2.1. Einleitung
	2.2. Rechtsgrundlage
	2.3. Ausübung der Befugnisübertragung
	2.4. Schlussfolgerungen


